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Wem gehört Berlin? 2018

SODA: Der Beginn eines Bodenfonds?

Quelle: Berliner Morgenpost 3.6.2018, Infografik: C. Schlippes, Recherche: Andreas Abel, Christian Schlippes



Der Senat von Berlin im Februar 2019 

Konzept zur „Bodenpolitischen Strategie und Ergänzung 
des bestehenden Regelwerks für die Liegenschaftspolitik“  

(Auszüge)

• Schaffung eines „Bodenfonds“ durch die Einführung eines gesonderten 
Vermögens für Grundstücke, die aus Gründen der Daseinsvorsorge bzw. 
aus strategischen oder wirtschaftlichen Überlegungen im Eigentum des 
Landes Berlin verbleiben sollen (Sondervermögen für Daseinsvorsorge- 
und nicht betriebsnotwendige Bestandsgrundstücke des Landes Berlin - 
SODA Errichtungsgesetz vom 17.3.2017).

• Es wird zudem geprüft, wie das SODA zukünftig als strategisches boden-
politisches Instrument weiterentwickelt werden kann.

• Die Vermarktung von Grundstücken erfolgt grundsätzlich in Form des 
Erbbaurechts. Dies betrifft auch Grundstücke zur Gewerbe- und Industrie-
ansiedlung.





• falsche Rechtsform, sie ist kein Eigenbetrieb bzw. handelnder Akteur im Sinne einer strategischen Bodenpolitik mit 
   eigenem Personal und politisch formuliertem Auftrag, denkbar wäre z.B. eine Stiftung öffentlichen Rechts

AUFGABEN
• beständiger, strategischer und langfristiger Flächenerwerb
• Ankauf zum Zwecke der Erbbaurechtsvergabe an Dritte, Landeshaushaltsordnung stellt Ankäufe aber immer noch 
   unter Zweckvorbehalt, Ankauf auf Vorrat ist nicht vorgesehen

SICHERUNG
• sollte einer strikten Veräußerungsbeschränkung unterliegen, Verkauf von Grundstücken sollte nur in bestimmen 
   Ausnahmefällen zulässig sein. Bisher sind Entnahmen ausdrücklich möglich.

MITWIRKUNG
• muss zivilgesellschaftliche Mitwirkung z.B. in Form eines Beirats ermöglichen. 
• Der Bodenbeirat sollte Kriterien für Ankäufe und Erbbaurechtsvergaben (mit-)entwickeln und die operative        
   Bodenpolitik (mit-)kontrollieren können. Auch Vorschläge zum Grundstückserwerb sollte er einbringen können.

FINANZIERUNG
• muss dauerhaft finanziert werden, jetziger „Extrahaushalt“ ist nur für 2 Jahre gesichert, der strategische Ankauf          	
   unterliegt weiterhin den Schwankungen politischen Mehrheitsverhältnisse
• sollte zweckgebundene Rücklagen für Grunderwerb bilden können
• langfristig soll die revolvierende Verwendung der Einnahmen möglich sein

Warum ist die BODENFONDS GmbH noch kein BODENFONDS?

zusammengestellt von Daniela Brahm
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Bodensicherungsgesetz (BoSiG)
(Entwurf der Fraktion DIE LINKE im Abgeordnetenhaus, vorgestellt von Steffen Zillich am 32. Runden Tisch Ligenschaftspolitik)

•	 Der gesamte Grund und Boden des Landes wird gemeinsam betrachtet. 
•	 Das Berliner Grundvermögen wird als Berliner Bodenfonds konstituiert.
•	 Alles, was in diesem Sinne den Berlinerinnen und Berlinern gehört, wird    	    
      gemeinsamen Rechtsprinzipien unterworfen.

Die Ziele des Bodensicherungsgesetzes: 
1.	 Den Berliner Grund und Boden sichern
2.	 Transparenz über ein öffentlich zugängliches Kataster herstellen
3.	 Die Stadtgesellschaft an den Entscheidungen über Nutzungen beteiligen

Regelungen eines Bodensicherungsgesetzes
1.	 Anwendungsbereich: Gesamter Grund und Boden in unmittelbarem und 			
	 mittelbarem Landesbesitz
2.	 Veräußerungsverbot
3.	 Vergabe nur im Erbbaurecht
4.	 Grundstückskataster
5.	 Berliner Bodenbeirat
6.	 Ankauf





								      

Vorstand: 		  Sabine Horlitz und André Sacharow

Stiftungskommittee: 	 - Vertretungung der Interessen der			 
										            Nutzer*innen, der Nachbarschaften 		
										            sowie der Stifter*innen. 
										          - mindestens 15 Mitgliedern
										          - noch nicht eingerichtet

Kuratorium: 	 - vier Vertreter*innen der Nutzer*innen
						      - vier Vertreter*innen der Nachbarschaften
						      - ein*e Vertreter*in der Stifter*innen
						      - drei Expert*innen der gemeinwohlorientierten 				  
						        Immobilien- und Stadtpolitik 
						      - ein bzw. eine Vertreter*in der öffentlichen Körper-	
						        schaften (Zustiftung / Zuwendung Voraussetzung)



https://www.stadtbodenstiftung.de/



Vielen Dank.
Daniela Brahm 
ExRotaprint gGmbH / Initiative Stadt Neudenken / Kuratorium Stadtbodenstiftung

brahm@exrotaprint.de


